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Auf dem Weg
zur Zwangsverkrippung ?

Hannelore Kraft (SPD) will si-
cherstellen, dass alle Kinder 
in Kindertagesstätten gehen. 
Sie ist gegen das Betreuungsgeld 
für Eltern, die ihre Kinder selbst 
erziehen. Jeder Kitaplatz würde 
sich volkswirtschaftlich lohnen, 
weil Mütter dann erwerbstätig 
sein und Steuern und Sozialleis-
tungen zahlen könnten, anstatt 
Transferleistungen zu beziehen. 
Auch Cem Özdemir (DIE GRÜ-
NEN) befürwortet, eine allge-
meine Kitap�licht zu diskutieren.

Um die geforderte Quote von 
35% Krippenplätzen zu erfül-
len, bekommen Gemeinden ei-
nen Investitionszuschuss von 
12.000 € pro Krippenplatz. Bei 
z.B. 20 Krippenplätzen beläuft 
sich dieser Zuschuss somit auf 
240.000,-€. Wird eine Krippe ge-
baut, jedoch bis spätestens zum 
Frühjahr 2014 nicht mit min-
destens 6 Kindern eröffnet, so 
fordert z.B. Baden-Württemberg 
den Investitionszuschuss für die 
bereits gebaute Krippengruppe 
zurück. 

2,1 Mrd. € wurden für die Krip-
penoffensive bereits bewilligt. 
Diese Förderung läuft Ende 2013 
aus. 

Die Länder zahlen z.T. die In-
vestitionsförderung nur unter 
dem Vorbehalt aus, dass die 
Krippenplätze belegt sind.
Ist eine Mindestbelegung nicht 
erfüllt, wird das Geld von den 
Gemeinden zurückgefordert!

Vor diesem Hintergrund wer-
den Gemeinden gezwungen, 
bei jungen Eltern für ihre 
Krippen zu werben, damit die 
verp�lichtend gebauten Plätze 
auch gefüllt werden und Ge-
meinden nicht erhebliche �i-
nanzielle Verluste erleiden.

Dies ist ein Dilemma für die Bür-
germeister: aufgrund der ihnen 
aufgebürdeten Amtshaftung sind 
sie Schadensersatzklagen ausge-
setzt, wenn kein Krippenplatz 
zur Verfügung steht: Der Scha-
densfall Kind bezieht sich z.B. 
dann auf einen evtl. Verdienst-
ausfall, weil man das eigene Kind 
selbst betreuen muss (!).

Unabhängig von der erreichten 
Quote müssen Gemeinden auf-
grund des Rechtsanspruches 
auf einen Kita-Platz den Bedarf 
decken! Auch wenn ein Kind z.B. 
in die Krippe einer Nachbarge-
meinde gebracht wird, muss die 
Heimatgemeinde den Krippen-
platz bei der Nachbargemeinde 
zusätzlich bezahlen, selbst wenn 
in der eigenen Gemeinde freie 
Plätze vorhanden sind. 

Sind zum Stichtag im Frühjahr 2014 
nicht mindestens 6 Kinder pro Krip-
pengruppe angemeldet, droht – je 
nach Anzahl der gebauten Krippen-
plätze - der Verlust von 240.00,-€ 
oder mehr Fördergeldern! Welche Ge-
meinde kann das schon verkraften? 
Auch laufende Zuschüsse (Personal- 
u. Sachkosten) hängen von der Kin-
derzahl ab, obwohl das Personal voll-
ständig vorgehalten muss. Mitarbeiter 
von Ministerien raten Gemeinden da-
her, die Gebühren so weit zu senken, 
bis die Krippe voll ist. 

So einen skandalösen Unfug gab es 
bei noch bei keinem anderen För-
derprogramm! 

Seit 1964 sind die Geburten rückläu-
�ig: Nach damals 1.357.304 Geburten 
waren es 2011 nur noch 662.685. Bis 
2030 werden die Geburten auf ca. 
580.000 sinken, bis 2060 auf nur noch 
465.000 Neugeborene. Die Zweckbin-
dung der Kita-Fördergelder beträgt 
25 Jahre. Selbst Vertreter von Ministe-
rien räumen ein, dass aufgrund weiter 
sinkender Geburtenzahlen die Gefahr 
besteht, dass Krippen dann leer ste-
hen. Wenn eine Krippe aber nach 15 
Jahren leer steht, muss die Gemeinde 
dann den Zuschuss anteilig zurück-
bezahlen! Den Gemeinden bleibt also 
nichts anderes übrig, als kräftig die 
Kita-Werbetrommel zu rühren.

Logisch, dass kommunale Behör-
den Angst vor dem Betreuungsgeld 
haben, da es kontraproduktiv und 
förderschädlich für die Krippengel-
der sein könnte.

So werden Gemeinden und Familien 
zur U3-Betreuung gezwungen - oder 
aber man lässt sie �inanziell im Regen 
stehen. So einfach ist das.
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